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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nach dem Willen des Gesetzgebers soll die Stromproduktion in Deutschland stetig auf erneuerbare Energien 
umgestellt werden, welche langfristig zum wichtigsten Energieträger in Deutschland werden sollen. Neben öko-
logischen und strategischen Überlegungen kann eine Photovoltaikanlage auch wirtschaftliche Vorteile bieten. Die 
Erzeugung von Strom durch Photovoltaikanlagen wird durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) gefördert. 
Zwar werden die Einspeisevergütungen schon seit einiger Zeit kontinuierlich gesenkt, dennoch kann sich eine gut 
konzipierte Photovoltaikanlage als "Renditeobjekt" bis zu einem gewissen Grad rentieren. 
 
Aufgrund in jüngerer Vergangenheit gestiegener Energiepreise ist der sogenannte Eigenverbrauch ein wichtiger 
Bestandteil der Rentabilitätsbetrachtung für eine Anlage. 
 
Mit dieser Themeninfo dürfen wir Ihnen einen Überblick über die steuerlichen Regelungen und Parameter für 
den Betrieb einer Photovoltaikanlage geben. 
 
 
 
 
Christian Feuerer 
Steuerberater, Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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1. Steuerliche Rahmenbedingungen 
 
1.1 Klärungsbedarf 
 
Viele Betreiber einer Photovoltaikanlage ma-
chen sich im Vorfeld einer Anschaffung keine 
Gedanken darüber, welche steuerlichen Folgen 
die Installation und der Betrieb einer Photovol-
taikanlage haben und welche steuerlichen 
Pflichten damit einhergehen. Die Anlagenbe-
treiber kommen grundsätzlich mit der gesam-
ten Bandbreite des deutschen Steuerrechts in 
Berührung. Neben einkommensteuerlichen, 
gewerbesteuerlichen und umsatzsteuerlichen 
Fragestellungen können auch grunderwerb-
steuerliche und erbschaftsteuerliche Themen 
eine Rolle spielen. Um hier keine Nachteile zu 
erleiden, sollte rechtzeitig vor dem Erwerb der 
Anlage das Gespräch mit dem steuerlichen 
Berater gesucht werden. Nur so lassen sich 
„Fehler“ vermeiden, die sich später womöglich 
nicht mehr korrigieren lassen. 
 
Mit dem Jahressteuergesetz 2022 vom 
16.12.2022, verkündet am 20.12.2022 (BGBl 
2022 I S. 2294), wurden weitgehende steuerli-
che Entlastungen für Betreiber kleinerer Pho-
tovoltaikanlagen im Bereich der Einkommens-
teuer und der Umsatzsteuer eingeführt. Die 
gesetzliche Neuregelung bringt neben deutli-
chen Vereinfachungen auch eine erfreuliche 
Entlastung von bürokratischen Pflichten mit 
sich. Mit diesen Erleichterungen will der Bun-
desgesetzgeber den Ausbau von erneuerbaren 
Energien aus Sonnenkraft weiter fördern und 
begünstigt insbesondere Betreiber oder Mitei-
gentümer von kleinen Photovoltaikanlagen. 

 
Die nachfolgenden Ausführungen enthalten 
zwar wichtige Eckpunkte der Besteuerung von 
Photovoltaikanlagen, ein ausführliches, auf 
den Einzelfall bezogenes Beratungsgespräch 
können sie jedoch nicht ersetzen. Die steuerli-
che Planung im Zusammenhang mit der An-
schaffung einer Photovoltaikanlage sollte 
rechtzeitig im Vorfeld der Bestellung erfolgen. 
 
1.2 Einkommensteuer 
 
1.2.1 Einkunftsart 

 
a) Grundsatz 
 
Betreiber einer Photovoltaikanlage, die Strom 
erzeugen und diesen in das öffentliche Strom-
netz einspeisen oder an Dritte veräußern, er-
zielen hierdurch Einkünfte aus Gewerbebe-
trieb. Der Gewerbebetrieb „Stromerzeugung“ 
stellt grundsätzlich eine eigenständige Ein-
kunftsquelle dar und ist für sich zu beurteilen. 
Dies gilt im Grundsatz auch dann, wenn der 
Anlagenbetreiber neben der „Stromerzeugung“ 
eine weitere betriebliche Betätigung ausübt. Es 
ist in aller Regel nicht davon auszugehen, dass 
beide Tätigkeiten sich ergänzen und folglich 
als Einheit anzusehen sind. Allein die räumli-
che Nähe der beiden Tätigkeiten führt noch 
nicht zu einem einheitlichen Gewerbebetrieb. 
 
b) Steuerfreiheit nach § 3 EStG 
 
Mit dem Jahressteuergesetz 2022 hat der Ge-
setzgeber in § 3 Nr. 72 EStG die Steuerfreiheit 
von Einnahmen und Entnahmen im Zusam-
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menhang mit dem Betrieb von kleineren Pho-
tovoltaikanlagen eingeführt, um die bürokrati-
schen Hürden abzubauen und die Betreiber 
einer Photovoltaikanlage von den steuerlichen 
Pflichten zu entlasten. Die Neuregelung ist mit 
Wirkung ab dem Veranlagungszeitraum 2022 
in Kraft getreten. 
 
Die Steuerfreiheit greift für Photovoltaikanla-
gen mit einer installierten Bruttoleistung laut 
Marktstammdatenregister von bis zu 30 kW 
(peak), welche auf, an oder in Einfamilienhäu-
sern einschließlich der Nebengebäude oder 
nicht zu Wohnzwecken dienenden Gebäuden 
installiert sind. Diese Voraussetzungen erfül-
len allerdings die allermeisten Aufdach-
Photovoltaikanlagen, welche im privaten Um-
feld installiert werden. 
 

Beispiel 1: Aufgrund der stark gestiegenen 
Strompreise beabsichtigten die Eheleute Mus-
ter auf dem nach Süden ausgerichteten Dach 
ihres privaten Einfamilienhauses eine Photo-
voltaikanlage mit einer Nennleistung von 22 
kWp zu installieren und beauftragten einen 
Solateur mit der Errichtung der Anlage. Die 
Photovoltaikanlage wurde im August 2022 in 
Betrieb genommen. Die Eheleute Muster kön-
nen aufgrund des eingebauten Batteriespei-
chers ca. die Hälfte des Stroms selbst verbrau-
chen, die andere Hälfte wird gegen Einspeise-
vergütung in das Stromnetz eingespeist. 
 
Lösung: Die Einnahmen aus dem Verkauf des 
Stroms und aus der Entnahme des selbst ver-
brauchten Stroms sind steuerfrei und unterlie-
gen nicht der Einkommensteuer. 
 
Begünstigt sind demnach nicht nur die klassi-
schen Aufdachanlagen, sondern auch Photo-
voltaikanlagen, welche an der Fassade oder 
auf der Garage oder dem Carport errichtet 
werden. 
 
Für Mehrfamilienhäuser und gemischt genutz-
te Gebäude ist eine eigenständige Leistungs-
grenze zu beachten. Die Steuerfreiheit greift in 
diesen Fällen ein, wenn die installierte Leis-
tung maximal 15 kW (peak) je Wohn- oder 

Gewerbeeinheit beträgt. 
 

Beispiel 2: Frau Müller betreibt eine Bäckerei 
im Erdgeschoss ihres Hauses. Im Oberge-
schoss des Hauses befindet sich ihre private 
Wohnung. Die Dachgeschosswohnung hat sie 

vermietet. Sie lässt auf dem Dach ihres Hauses 
eine Photovoltaikanlage mit einer Nennleis-
tung von 35 kWp errichten. 
 
Lösung: Das gemischt genutzte Gebäude ver-
fügt über zwei Wohn- und eine Gewerbeein-
heit. Die Steuerfreiheit greift folglich bei einer 
Maximalleistung der Photovoltaikanlage von 
45 kWp (= 3 x 15 kWp) ein. Die Einnahmen 
und die Entnahmen von Frau Müller sind da-
her steuerfrei, da die von ihr installierte Pho-
tovoltaikanlage lediglich eine Leistung von 35 
kWp hat. 
 
Die Verwendung des produzierten Stroms ist 
für die Frage der Steuerfreiheit irrelevant. Die 
Steuerbefreiung gilt daher sowohl für den ver-
äußerten als auch den selbst verbrauchten 
Strom. Hierbei spielt es auch keine Rolle, ob 
der Strom an den Netzbetreiber oder bei-
spielsweise an einen Mieter veräußert wird. Es 
ist insbesondere auch nicht erforderlich, dass 
der Strom ausschließlich für eigene Wohn-
zwecke genutzt wird. Auch ein Verbrauch des 
produzierten Stroms in einem „anderen“ Ge-
werbebetrieb führt nicht zu einer Aberkennung 
der Steuerfreiheit. 
 

Hinweis: Sofern Frau Müller aus Beispiel 2 
den selbst produzierten Strom sowohl in ihrer 
Privatwohnung als auch in ihrer Bäckerei ver-
braucht und lediglich den verbleibenden Strom 
ins öffentliche Stromnetz einspeist, gilt auch in 
diesem Fall die Steuerbefreiung. Die Einnah-
men und die Entnahmen unterliegen nicht der 
Einkommensteuer. 
 
Die neu eingeführte Steuerbefreiung gilt nicht 
nur für neu errichtete bzw. erstmals in Betrieb 
genommene Photovoltaikanlagen, sondern 
erfasst auch sämtliche Bestandsanlagen, wel-
che die vorgenannten Voraussetzungen erfül-
len. 
 
Die Steuerbefreiung greift allerdings nur dann 
ein, wenn die Gesamtleistung aller Photovolta-
ikanlagen des Betreibers zusammen höchstens 
100 kW (peak) beträgt. Die Prüfung der 100-
kW-(peak)-Grenze ist dabei pro Steuerpflich-
tigen oder pro Gesellschaft durchzuführen. 
Diese Grenze dürfte allerdings für die aller-
meisten Anlagenbetreiber unproblematisch 
sein, da eine Vielzahl von Photovoltaikanlagen 
eher die Ausnahme sein dürfte. 
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Rechtsfolge der Steuerbefreiungsvorschrift ist 
die Steuerfreiheit sämtlicher Einnahmen und 
Entnahmen im Zusammenhang mit dem Be-
trieb der Photovoltaikanlage. Sowohl der Ver-
kauf des produzierten Stroms als auch der 
Eigenverbrauch unterliegen nicht der Ein-
kommensteuer. Im Gegenzug können aller-
dings auch keine Betriebsausgaben mehr gel-
tend gemacht werden. Sowie die Einnahmen 
bleiben auch sämtliche Aufwendungen ein-
kommensteuerlich unberücksichtigt. Es kön-
nen weder Aufwendungen für die Wartung 
oder Instandhaltung der Photovoltaikanlage 
noch die Abschreibung der Anlage steuerlich 
Berücksichtigung finden. 
 
Da sowohl die Betriebseinnahmen steuerfrei 
sind als auch die Betriebsausgaben nicht abge-
zogen werden dürfen, ist die Ermittlung eines 
Gewinns nicht mehr erforderlich. Die Abgabe 
einer Gewinnermittlung ist in diesen Fällen 
nicht notwendig. Eine Angabe in der Einkom-
mensteuererklärung entfällt daher vollständig. 
 

Hinweis: Durch Einführung der Steuerbefrei-
ung wird zukünftig ein aufwändiges Besteue-
rungsverfahren, welches häufig die Einbezie-
hung des steuerlichen Beraters erforderte, 
vermieden. Im Bereich der Einkommensteuer 
entfällt damit jegliche Besteuerung. Auch die 
Erfüllung sämtlicher bürokratischer Pflichten 
hat sich hiermit erledigt. 
 
Ein Wahlrecht gibt es allerdings nicht. Die 

völlige Steuerfreiheit gilt bei Erfüllen der 

vorgenannten tatbestandlichen Vorausset-

zungen zwangsweise. 

 
Die nachfolgenden Ausführungen betreffen 

daher Betreiber einer Photovoltaikanlage, 

welche die Voraussetzungen des § 3 Nr. 72 

EStG nicht erfüllen. 

 
1.2.2 Betriebsvermögen 

 
Die Photovoltaikanlage ist notwendiges Be-
triebsvermögen, auch wenn der selbst produ-
zierte Strom teilweise privat verbraucht wird. 
Durch die Betriebsvermögenseigenschaft der 
Anlage unterliegt auch eine spätere Veräuße-
rung der Photovoltaikanlage der Einkommens-
teuer. Dient die Photovoltaikanlage aus-
schließlich dem Selbstverbrauch des produ-
zierten Stroms im privaten Haushalt, stellt die 
Anlage notwendiges Privatvermögen dar. In 

diesem Fall ergeben sich keine einkommen-
steuerlichen Folgen aus dem Betrieb der Pho-
tovoltaikanlage. 
 
Bei einem Batteriespeicher ist hinsichtlich der 
Art und Weise des Einbaus zu unterscheiden. 
Wird der Batteriespeicher vor dem Wechsel-
richter eingebaut, ist der Batteriespeicher un-
selbständiger Bestandteil der Anlage. Die Zu-
ordnung der einheitlichen Photovoltaikanlage 
richtet sich nach den zuvor dargestellten 
Grundsätzen. Bei einem Einbau nach dem 
Wechselrichter stellt der Batteriespeicher hin-
gegen ein selbständiges Wirtschaftsgut dar. 
Dient der Batteriespeicher ausschließlich der 
Erhöhung des Selbstverbrauchs im privaten 
Haushalt, handelt es sich um ein Wirtschafts-
gut des notwendigen Privatvermögens. Eine 
steuerliche Berücksichtigung des Batteriespei-
chers scheidet in diesem Fall aus. 
 
1.2.3 Gewinnermittlung 

 
Der Gewinn kann regelmäßig mangels Buch-
führungspflicht durch Einnahmen-Überschuss-
Rechnung ermittelt werden. Hierzu werden 
grundsätzlich die in einem Kalenderjahr zu-
geflossenen Betriebseinnahmen den im glei-
chen Kalenderjahr abgeflossenen Betriebsaus-
gaben gegenübergestellt. Gewinnermittlungs-
zeitraum ist grundsätzlich das Kalenderjahr. 
Erst wenn ein Gewinn von mehr als 60.000 € 
pro Jahr erzielt wird oder der jährliche 
Stromumsatz 600.000 € übersteigt, ist der Ge-
winn durch Betriebsvermögensvergleich zu 
ermitteln. In diesem Fall ist der Anlagenbe-
treiber verpflichtet, Bücher zu führen und re-
gelmäßig einen Abschluss (Bilanz und Ge-
winn- und Verlustrechnung) zu erstellen. 
 
1.2.4 Betriebseinnahmen 

 
Zu den Betriebseinnahmen zählen in erster 
Linie die Vergütungen für den ins Netz einge-
speisten Strom. Ist der Anlagenbetreiber als 
Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuergeset-
zes anzusehen, zählt auch die vereinnahmte 
Umsatzsteuer sowie die vom Finanzamt erstat-
tete Vorsteuer zu den Betriebseinnahmen. 
 
Für den privat verbrauchten Strom ist darüber 
hinaus eine Sachentnahme als „fiktive“ Be-
triebseinnahme anzusetzen. Nach den allge-
meinen ertragsteuerlichen Grundsätzen ist die 
Sachentnahme mit dem Teilwert zu bewerten. 
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Dieser entspricht den Reproduktionskosten des 
selbstverbrauchten Stroms. Hierzu gehören 
neben den Herstellungskosten auch die Ver-
waltungs- und Betriebskosten. Der Teilwert 
kann entweder durch die individuell angefalle-
nen Kosten (sog. progressive Methode) oder 
durch Ableitung aus dem Verkaufspreis (sog. 
retrograde Methode) ermittelt werden. Die 
Umsatzsteuer auf die unentgeltliche Wertab-
gabe ist noch hinzuzurechnen, sofern der pri-
vate Verbrauch der Umsatzsteuer unterliegt. 
 
1.2.5 Absetzung für Abnutzung (AfA) 

 
Sowohl Aufdachanlagen als auch dachinte-
grierte Photovoltaikanlagen stellen aus Sicht 
der Finanzverwaltung selbständige bewegliche 
Wirtschaftsgüter dar. Die Anschaffungs- bzw. 
Herstellungskosten der Photovoltaikanlage 
sind über die betriebsgewöhnliche Nutzungs-
dauer von 20 Jahren linear abzuschreiben. Die 
abzugsfähige Vorsteuer, soweit der Nullsteu-
ersatz nicht zur Anwendung kommt, gehört 
nicht zu den Anschaffungs- bzw. Herstellungs-
kosten. Die Abschreibung beginnt im Zeit-
punkt der Lieferung der Anlage, dies ist der 
Abnahmezeitpunkt bzw. der Zeitpunkt der 
Fertigstellung. Im Jahr der Anschaffung bzw. 
Herstellung ist die AfA zeitanteilig ab dem 
Monat der Anschaffung bzw. Herstellung zu 
berücksichtigen. 
 
1.2.6 Investitionsabzugsbetrag 

 
Durch die Bildung eines Investitionsabzugsbe-
trags für die künftige Anschaffung bzw. Her-
stellung einer Photovoltaikanlage können 
grundsätzlich bis zu 50 % der Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten als vorgezogener 
Aufwand (Betriebsausgabe) geltend gemacht 
werden, da es sich bei der Photovoltaikanlage 
um ein bewegliches und abnutzbares Wirt-
schaftsgut des Anlagevermögens handelt. Die 
Voraussetzungen der erforderlichen betriebli-
chen Nutzung sind grundsätzlich erfüllt. 
 
1.2.7 Sonderabschreibung 

 
Grundsätzlich ist im Jahr der Anschaffung 
oder Herstellung und in den vier folgenden 
Jahren neben der regulären AfA eine Sonder-
abschreibung von bis zu insgesamt 20 % der 
Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten mög-
lich, da es sich bei der Photovoltaikanlage um 

ein bewegliches und abnutzbares Wirtschafts-
gut des Anlagevermögens handelt, welches 
ausschließlich oder fast ausschließlich betrieb-
lich genutzt wird. 
 
1.2.8 Übrige Betriebsausgaben 

 
Schuldzinsen und weitere Finanzierungskosten 
für den Erwerb der Anlage sind als Betriebs-
ausgaben abzugsfähig. 
 
Abzugsfähig sind auch die laufenden Kosten 
für die Anlage, z. B. Ausgaben für Wartung, 
Zählermiete, Versicherung oder Instandhal-
tungsarbeiten. 
 
1.2.9 Betriebsveräußerung 

 
Die Veräußerung der Photovoltaikanlage, in 
aller Regel gemeinsam mit dem Verkauf des 
gesamten Grundstücks, ist eine Betriebsveräu-
ßerung des gesamten Gewerbebetriebs 
„Stromerzeugung“. Der Veräußerungsgewinn 
ermittelt sich durch Gegenüberstellung des auf 
die Anlage entfallenden Verkaufspreises und 
des steuerlichen Restbuchwerts im Zeitpunkt 
der Veräußerung. Etwaige Veräußerungskos-
ten im Zusammenhang mit dem Verkauf des 
Gewerbebetriebs, z. B. Steuerberatungskosten, 
können in Abzug gebracht werden. Die Ver-
äußerung des gesamten Gewerbebetriebs ist 
steuerlich begünstigt und unterliegt der sog. 
Fünftelregelung. Unter bestimmten Vorausset-
zungen kommen ggf. weitere Begünstigungen 
(Freibetrag, ermäßigter Steuersatz) in Be-
tracht. 
 
1.3 Gewerbesteuer 
 
Grundsätzlich handelt es sich bei dem Betrieb 
einer Photovoltaikanlage um einen gesonder-
ten Gewerbebetrieb. Auch wenn der Betreiber 
der Photovoltaikanlage weitere betriebliche 
Tätigkeiten ausübt, sind diese in aller Regel 
nicht zu einer Einheit zusammenzufassen. 
 
Die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 72 EStG 

gilt auch für Zwecke der Gewerbesteuer. 
Folglich sind die Einnahmen oder Entnahmen 
im Zusammenhang mit dem Betrieb einer Pho-
tovoltaikanlage unter den gleichen Vorausset-
zungen wie bei der Einkommensteuer auch bei 
der Gewerbesteuer freigestellt. 
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Gleichwohl hat der Gesetzgeber auch für ge-
werbesteuerliche Zwecke die bisher bereits 
bestehende gesetzliche Regelung zur gewerbe-
steuerlichen Steuerfreiheit an die Größen-
merkmale der Einkommensteuer mit Wirkung 
für den Erhebungszeitraum 2022 angepasst. 
Photovoltaikanlagen bis zu einer installierten 
Leistung von 30 kW sind von der Gewerbe-
steuer befreit, wenn sich deren Tätigkeit aus-
schließlich auf die Erzeugung und Vermark-
tung von Strom aus einer auf, an oder in einem 
Gebäude angebrachten Anlage beschränkt. 
Aufgrund dieser Steuerbefreiung sind die An-
lagenbetreiber nicht mehr Mitglied der IHK, 
die zuvor bestehende Pflichtmitgliedschaft 
entfällt. 
 
Eine Gewerbesteuererklärung müssen die An-
lagenbetreiber daher nicht mehr abgeben. 
 
Sofern die Größenmerkmale überschritten 
werden und der Betrieb der Photovoltaikanla-
ge grundsätzlich der Gewerbesteuer unterliegt, 
ist für gewöhnlich nicht mit einer gewerbe-
steuerlichen Belastung zu rechnen, da dem 
Betreiber einer Photovoltaikanlage ein Freibe-
trag von 24.500 € für jeden Gewerbebetrieb 
zusteht. Des Weiteren ist zu berücksichtigen, 
dass gerade in den Anfangsjahren aufgrund der 
Schuldzinsen, der AfA und ggf. der Sonder-
abschreibung in vielen Fällen Verluste bzw. 
nur geringe Gewinne erwirtschaftet werden. 
Gewerbesteuerliche Konsequenzen sind in 
aller Regel auch bei Nichterfüllen der Steuer-
befreiungen nicht zu erwarten. 
 
1.4 Umsatzsteuer 
 
1.4.1 Unternehmereigenschaft 

 
Der Betreiber der Anlage wird den erzeugten 
Strom ganz oder teilweise, regelmäßig und 
nicht nur gelegentlich in das allgemeine 
Stromnetz einspeisen. Damit dient die Anlage 
ausschließlich der nachhaltigen Erzielung von 
Einnahmen aus der Stromerzeugung. Der Be-
treiber der Photovoltaikanlage ist daher ein 
Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuergeset-
zes. Unternehmer ist hierbei, wer den Vertrag 
mit dem Netzbetreiber bzw. einem Dritten 
über die Lieferung des Stroms schließt. 
 
 
 
 

1.4.2 Kleinunternehmerregelung 

 
In vielen Fällen werden die Betreiber der Pho-
tovoltaikanlage die Voraussetzungen der sog. 
Kleinunternehmerregelung erfüllen, da deren 
Umsatz im vorangegangenen Kalenderjahr 
22.000 € nicht überstiegen hat und im laufen-
den Kalenderjahr voraussichtlich 50.000 € 
nicht übersteigen wird. Nimmt der Unterneh-
mer seine unternehmerische Tätigkeit im Lau-
fe eines Kalenderjahres neu auf, ist allein auf 
den voraussichtlichen Umsatz des laufenden 
Jahres abzustellen. Die maßgebliche Grenze 
beträgt in diesem Fall 22.000 €. 
 
Bei der Ermittlung der vorgenannten Grenzen 
ist jeweils auf den Gesamtumsatz des Unter-
nehmers abzustellen. Hierbei sind alle unter-
nehmerischen Tätigkeiten des Anlagen-
betreibers miteinzubeziehen, d. h. sämtliche 
Betriebe oder berufliche Tätigkeiten sind zu 
berücksichtigen. 
 
Folge der Kleinunternehmerregelung ist, dass 
die geschuldete Umsatzsteuer nicht erhoben 
wird und die Regelungen über den Vorsteuer-
abzug keine Anwendung finden. Ein Vorsteu-
erabzug aus den Eingangsrechnungen, ins-
besondere dem Erwerb der Anlage, ist nicht 
möglich. Der Kleinunternehmer muss folglich 
auch keine Umsatzsteuervoranmeldungen ein-
reichen. 
 
Die Kleinunternehmerregelung war in der 
Vergangenheit für die Betreiber einer Photo-
voltaikanlage weniger interessant. Durch sie 
ergaben sich zwar deutliche bürokratische 
Erleichterungen, allerdings auch ökonomische 
Nachteile, da die Vorsteuer aus der Anschaf-
fung bzw. dem Erwerb der Photovoltaikanlage 
nicht geltend gemacht werden konnte. Daher 
entschieden sich viele Betreiber einer Photo-
voltaikanlage dazu, auf die Kleinunternehmer-
regelung zu verzichten. Hierdurch war sicher-
gestellt, dass die Vorsteuer im Rahmen der 
Anschaffung oder des Erwerbs der Photovolta-
ikanlage geltend gemacht werden konnte. Der 
Anlagenbetreiber musste lediglich die Netto-
Anschaffungskosten der Anlage finanzieren, 
die Vorsteuer wurde durch das zuständige 
Finanzamt erstattet. Im Gegenzug unterlag 
auch die Einspeisevergütung der Umsatzsteu-
er. Eine wirtschaftliche Belastung war hiermit 
allerdings nicht verbunden, da der Netzbetrei-
ber neben der Netto-Einspeisevergütung auch 
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die Umsatzsteuer zusätzlich an den Betreiber 
der Photovoltaikanlage entrichtete. Der Ver-
zicht auf die Kleinunternehmerregelung brach-
te allerdings allerhand administrativen Mehr-
aufwand mit sich. 
 
Durch Änderung der Mehrwertsteuersystem-
richtlinie wurde die Grundlage für die Einfüh-
rung eines ermäßigten Steuersatzes oder einer 
Steuerbefreiung mit dem Recht auf Vorsteuer-
abzug (sog. Nullsteuersatz) geschaffen. Der 
deutsche Steuergesetzgeber hat mit dem Jah-
ressteuergesetz 2022 diese Möglichkeit aufge-
griffen und sieht ab dem Jahr 2023 für die 
Lieferung von Solarmodulen an den Betreiber 
einer Photovoltaikanlage, einschließlich der 
für den Betrieb der Photovoltaikanlage we-
sentlichen Komponenten und der Batteriespei-
cher, die dazu dienen, den mit den Solarmodu-
len erzeugten Strom zu speichern, einen ermä-
ßigten Umsatzsteuersatz von 0 % vor. Voraus-
setzung hierfür ist, dass die Photovoltaikanlage 
auf oder in der Nähe von Privatwohnungen, 
Wohnungen sowie öffentlichen und anderen 
Gebäuden, die für dem Gemeinwohl dienende 
Tätigkeiten genutzt werden, installiert werden. 
Gleiches gilt auch für die Installation von Pho-
tovoltaikanlagen sowie der Batteriespeicher, 
wenn die Installationsleistung separat beauf-
tragt wurde und für die Lieferung der Bauteile 
der ermäßigte Steuersatz in Höhe von 0 % zum 
Tragen kommt. Bisher galt für diese Leistun-
gen und Installationsleistungen der reguläre 
Steuersatz von 19 %. Folglich wird die Ein-
gangsrechnung des Anlagenbetreibers einen 
Bruttobetrag enthalten, welcher zugleich dem 
Nettobetrag entspricht. 
 
Dieser Nullsteuersatz stellt ein Novum im 
deutschen Umsatzsteuerrecht dar und gilt bis-
her lediglich im Bereich der Photovoltaikanla-
gen. Zielsetzung ist die Entlastung der meisten 
Betreiber von Photovoltaikanlagen von büro-
kratischen Aufgaben. Denn aufgrund der Ein-
führung des sog. Nullsteuersatzes sind die 
Lieferung sowie die Installation der Photovol-
taikanlage aus Sicht des Anlagenbetreibers 
nicht mit Vorsteuerbeträgen belastet, so dass 
der Betreiber der Photovoltaikanlage ohne 
finanzielle Nachteile bei der Kleinunter-
nehmerregelung bleiben kann. Dies gilt aller-

dings nur dann, wenn die Photovoltaikanla-

ge einschließlich ihrer Komponenten nach 

dem 31.12.2022 geliefert bzw. montiert 

worden sind. Für sog. Altanlagen, welche vor 
dem 1.1.2023 geliefert bzw. montiert worden 

sind, verbleibt es bei den bisherigen Regelun-
gen. 
 
Der Lieferant bzw. der Installationsbetrieb der 
Photovoltaikanlage muss den sog. Nullsteuer-
satz unter folgenden Voraussetzungen anwen-
den: 
 
Begünstigt sind die Lieferung und die Monta-
ge der Photovoltaikanlage. Die Vermietung 
oder Verpachtung einer Photovoltaikanlage 
stellt hingegen keine Lieferung dar und unter-
liegt folglich der Regelbesteuerung. Der Ver-
mieter bzw. Verpächter muss in diesen Fällen 
das Miet- bzw. Pachtentgelt zuzüglich 19 % 
Umsatzsteuer in Rechnung stellen. 
 

Hinweis: Die Anbieter von Photovoltaikanla-
gen bieten hier unterschiedlichste Varianten 
von Mietmodellen an. Je nach Ausgestaltung 
des Miet-, Pacht- oder Leasingvertrages kann 
es sich aus umsatzsteuerlicher Sicht um eine 
Lieferung der Photovoltaikanlage handeln. Die 
Vereinbarung einer sehr günstigen Kaufoption 
am Ende der Vertragslaufzeit unter Abtretung 
noch bestehender Garantieansprüche kann eine 
Lieferung begründen. Bei diesen Verträgen 
empfiehlt sich eine detaillierte Prüfung durch 
den steuerlichen Berater. 
 
Nicht begünstigt sind allerdings selbständige 
Serviceleistungen, wie beispielsweise War-
tungs- oder Reparaturarbeiten. Diese unterlie-
gen dem Regelsteuersatz von 19 %. 
 
Der sog. Nullsteuersatz setzt voraus, dass die 
Photovoltaikanlage auf oder in der Nähe von 
Privatwohnungen, Wohnungen sowie öffentli-
chen und anderen Gebäuden, die für dem Ge-
meinwohl dienende Tätigkeiten genutzt wer-
den, installiert werden. Es kommt daher ent-
scheidend auf den Installationsort der Photo-
voltaikanlage an. 
 
Eine Wohnung liegt bereits dann vor, wenn die 
Räumlichkeiten zum Wohnen oder Schlafen 
genutzt werden. 
 

Hinweis: Auch Gebäude auf Freizeitgrundstü-
cken oder Gartenlauben in Kleingartensied-
lungen erfüllen den Wohnungsbegriff. Auch 
ein Wohnwagen oder ein Hausboot erfüllen 
diese Voraussetzungen, wenn diese ortsfest 
genutzt und allenfalls gelegentlich fortbewegt 
werden. 
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Besonderheiten sind bei gemischt genutzten 
Gebäuden zu beachten. Wird ein Gebäude 
sowohl zu Wohnzwecken als auch für betrieb-
liche Aktivitäten genutzt, liegen die Voraus-
setzungen für den sog. Nullsteuersatz grund-
sätzlich vor, wenn die Flächen, welche für die 
begünstigten wohnwirtschaftlichen Zwecke 
genutzt werden, mindestens 10 % der Gesamt-
gebäudenutzfläche ausmachen. 
 

Fortführung Beispiel 2: Die Bäckerei von 
Frau Müller hat eine Gesamtfläche von 120 
qm. Die beiden Wohnungen im Obergeschoss 
bzw. Dachgeschoss verfügen insgesamt über 
eine Wohnfläche von 140 qm. 
 
Lösung: Die Lieferung der Photovoltaikanlage 
unterliegt dem Nullsteuersatz, da es sich bei 
dem Gebäude von Frau Müller insgesamt um 
ein begünstigtes Gebäude handelt, da die 
wohnwirtschaftlich genutzte Fläche mindes-
tens 10 % der Gesamtgebäudenutzfläche (hier 
53,85 %) beträgt. 
 
In der Nähe einer Privatwohnung bzw. einer 
Wohnung befindet sich die Photovoltaikanla-
ge, wenn diese auf demselben Grundstück 
installiert wird, auf welchem sich die Woh-
nung befindet. 
 
Die Voraussetzungen des sog. Nullsteuersatzes 
gelten als erfüllt, wenn die installierte Brutto-
leistung der Photovoltaikanlage laut Markt-
stammdatenregister nicht mehr als 30 kW 
(peak) beträgt oder betragen wird. In diesem 
Fall muss weder die Gebäudeart geprüft wer-
den noch, ob die Anlage sich in, auf oder in 
Nähe eines begünstigten Gebäudes befindet. 
Durch diese Vereinfachungsregelung sind 
daher auch Photovoltaikanlagen auf gewerb-
lich genutzten Gebäuden, z. B. Büro- oder 
Produktionsgebäuden, erfasst. 
 

Abwandlung Beispiel 2: Die Gesamtfläche 
der Bäckerei beträgt 300 qm. Neben der Bä-
ckerei befindet sich lediglich ein kleines Ap-
partement mit einer Wohnfläche von 25 qm in 
diesem Gebäude. 
 
Lösung: Die Lieferung der Photovoltaikanlage 
unterliegt dem Regelsteuersatz von 19 %, da 
die Bruttoleistung der Photovoltaikanlage 35 
kW (peak) beträgt und das Gebäude nicht 
mindestens zu 10 % der Gesamtgebäudenutz-

fläche zu Wohnzwecken genutzt wird (hier 
7,69 %). Würde die Bruttoleistung der Photo-
voltaikanlage maximal 30 kW (peak) betragen, 
wäre die Lieferung der Photovoltaikanlage 
umsatzsteuerlich begünstigt und würde dem 
Nullsteuersatz unterliegen. Auf die Gebäudeart 
käme es in diesem Fall nicht an. 

 
Aus Sicht der Finanzverwaltung muss der leis-
tende Unternehmer nachweisen, dass die Tat-
bestandsvoraussetzungen zur Anwendung des 
Nullsteuersatzes erfüllt sind. Ausreichend für 
den Nachweis ist es, wenn der Betreiber der 
Photovoltaikanlage erklärt, dass er Betreiber 
der Photovoltaikanlage ist und es sich um ein 
begünstigtes Gebäude handelt. Alternativ kann 
der Lieferant bzw. Installationsbetrieb diesen 
Nachweis auch durch die installierte Brutto-
leistung der Photovoltaikanlage führen, wenn 
diese laut Marktstammdatenregister nicht mehr 
als 30 kW (peak) beträgt oder betragen wird. 
 

Hinweis: Die Erklärung des Anlagenbetrei-
bers kann auch im Rahmen der vertraglichen 
Vereinbarungen erfolgen. Es ist davon auszu-
gehen, dass bereits im Rahmen des Lieferver-
trages bzw. Werk(liefer)vertrages durch den 
Lieferanten bzw. Installationsbetrieb entspre-
chende Erklärungen aufgenommen werden. 
Für die Betreiber einer Photovoltaikanlage ist 
hier ein besonderes Augenmerk erforderlich, 
um keine fehlerhaften oder unrichtigen Anga-
ben zu machen. 
 
Es ist zwar auch in den Fällen der Kleinunter-
nehmerregelung erforderlich, dass der Betrei-
ber der Photovoltaikanlage bei Inbetriebnahme 
oder Erweiterung der Anlage, dies der Finanz-
verwaltung anzeigt. Die Abgabe von Umsatz-
steuervoranmeldungen sowie der administrati-
ve Mehraufwand im Zusammenhang mit der 
Ermittlung beispielsweise der unentgeltlichen 
Wertabgabe entfällt allerdings. 
 
Kleinunternehmer können sich allerdings für 
die Regelbesteuerung entscheiden. Durch die 
Option zur Regelbesteuerung können Betreiber 
einer Photovoltaikanlage den Vorsteuerabzug 
aus der Anschaffung bzw. dem Erwerb der 
Anlage geltend machen. Dies ist seit dem 
1.1.2023 allerdings nur noch dann erforder-
lich, wenn die Voraussetzungen für den Null-
steuersatz nicht vorliegen und der Lieferant 
bzw. Installationsbetrieb eine Rechnung inklu-
sive 19 % Umsatzsteuer erteilt. Durch die Op-
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tion zur Regelbesteuerung kann in den Fällen 
der umsatzsteuerpflichtigen Lieferung sicher-
gestellt werden, dass in diesem Fall nur die 
Netto-Anschaffungskosten der Anlage finan-
ziert werden müssen. Die Vorsteuer wird 
durch das zuständige Finanzamt erstattet. Im 
Gegenzug unterliegen die Einspeisevergütun-
gen der Umsatzsteuer. Der Verzicht auf die 
Kleinunternehmerregelung ist für den Unter-
nehmer für fünf Jahre verbindlich. Erst nach 
Ablauf dieser fünf Jahre können Anlagenbe-
treiber wieder zur Kleinunternehmerregelung 
zurückkehren und ihren Verzicht widerrufen. 
Hier ist allerdings zu berücksichtigen, dass 
dies ggf. eine Vorsteuerberichtigung zur Folge 
haben kann. Vor einem Widerruf des Ver-
zichts sollte daher sorgfältig geprüft werden, 
ob der Vorsteuerberichtigungszeitraum der 
Anlage noch läuft und ein Widerruf zu einer 
teilweisen Rückzahlung der ursprünglich er-
haltenen Vorsteuer führen kann. 
 
1.4.3 Umsatzsteuervoranmeldungen 

 
Wird der Anlagenbetreiber mit Inbetriebnahme 
der Anlage erstmals unternehmerisch tätig und 
verzichtet er auf die Kleinunternehmerrege-
lung, ist er grundsätzlich verpflichtet, im lau-
fenden und folgenden Kalenderjahr monatli-
che Umsatzsteuervoranmeldungen abzugeben. 
Für die folgenden Jahre gilt grundsätzlich das 
Kalendervierteljahr als Voranmeldungszeit-
raum. Beträgt die Umsatzsteuer für das voran-
gegangene Jahr nicht mehr als 1.000 €, kann 
die Finanzverwaltung den Anlagenbetreiber 
von der Verpflichtung zur Abgabe einer Um-
satzsteuervoranmeldung befreien. Dies wird 
sie in aller Regel auch tun. Für die Jahre 2021 
bis 2026 gibt es in Neugründungsfällen Er-
leichterungen dahingehend, dass die allgemei-
nen Regelungen zum Voranmeldungszeitraum 
bereits ab Neugründung gelten und damit die 
voraussichtliche Höhe der Umsatzsteuer ent-
scheidend ist. 
 
1.4.4 Besteuerungsart 

 
Sofern der Betreiber einer Photovoltaikanlage 
auf die Kleinunternehmerregelung verzichtet, 
wird sich die Ist-Versteuerung in aller Regel 
als vorteilhaft erweisen. Bei der Besteuerung 
nach vereinnahmten Entgelten ist die Umsatz-
steuer erst dann gegenüber dem Finanzamt zu 
erklären und abzuführen, wenn die Zahlungen 

auf dem Konto des Anlagenbetreibers einge-
gangen sind. 
 
Die Voraussetzung für die Besteuerung nach 
vereinnahmten Entgelten, ein Gesamtumsatz 
im vorangegangenen Kalenderjahr von nicht 
mehr als derzeit 600.000 €, werden im Nor-
malfall erfüllt. Der Anlagenbetreiber kann 
daher die Ist-Versteuerung bei dem zuständi-
gen Finanzamt formlos beantragen. Liegen die 
Voraussetzungen für die Ist-Versteuerung vor, 
wird dem Antrag durch die Finanzverwaltung 
grundsätzlich entsprochen. 
 
1.4.5 Unternehmensvermögen 

 
Sofern der erzeugte Strom nur zum Teil unter-
nehmerisch verwendet und im Übrigen privat 
verbraucht wird, liegt eine teilunternehmeri-
sche Verwendung der Photovoltaikanlage vor. 
In diesem Fall ist der Anlagenbetreiber grund-
sätzlich nur im Umfang der unternehmerischen 
Verwendung zum Vorsteuerabzug berechtigt. 
Dem Anlagenbetreiber steht in diesen Fällen 
allerdings ein Zuordnungswahlrecht zu. Er 
kann die Photovoltaikanlage in vollem Um-
fang dem Unternehmensvermögen zuordnen 
und folglich auch den vollen Vorsteuerabzug 
geltend machen. Im Gegenzug hat er eine un-
entgeltliche Wertabgabe zu versteuern. Dies 
gilt selbstverständlich nur in den Fällen, in 
denen der Nullsteuersatz keine Anwendung 
findet und der Anlagenbetreiber auf die Klein-
unternehmerregelung verzichtet. Die vollstän-
dige Zuordnung der Anlage erfordert aller-
dings eine durch Beweisanzeichen gestützte 
Zuordnungsentscheidung des Unternehmers. 
Es bedarf daher einer zeitnahen Dokumentati-
on dieser Zuordnungsentscheidung (bis zum 
31.7. des Folgejahres bzw. Regelabgabefrist 
für Steuererklärungen). 
 
Wird ein Batteriespeicher zusammen mit der 
Photovoltaikanlage angeschafft, ist dieser Teil 
des einheitlichen Zuordnungsobjekts „Photo-
voltaikanlage“. Wird der Stromspeicher aller-
dings erst nachträglich erworben, stellt der 
Batteriespeicher ein eigenständiges Zu-
ordnungsobjekt im umsatzsteuerlichen Sinne 
dar, dessen Zuordnung zum Unternehmens-
vermögen grundsätzlich daran scheitert, dass 
der Batteriespeicher zur Erhöhung des Eigen-
verbrauchs angeschafft wird. 
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1.4.6 Umsätze 

 
Die Lieferung des erzeugten Stroms unterliegt 
bei Option zur Regelbesteuerung der Umsatz-
steuer in Höhe von 19 %. Bemessungsgrund-
lage der Umsatzsteuer ist die vom Netzbetrei-
ber gezahlte Einspeisevergütung bzw. im Falle 
der Direktvermarktung das mit dem Dritten 
vereinbarte Entgelt. Hierbei handelt es sich um 
einen Nettobetrag, also die Vergütung ohne 
Umsatzsteuer. 
 
Wird der durch eine Photovoltaikanlage pro-
duzierte Strom teilweise selbst verbraucht, ist 
für den dezentral verbrauchten Strom eine 
unentgeltliche Wertabgabe („Eigenverbrauch“) 
zu versteuern, sofern aus der Anschaffung 
oder Herstellung der Anlage ein Vorsteuerab-
zug geltend gemacht wurde. Bemessungs-
grundlage dieser unentgeltlichen Wertabgabe 
ist der fiktive Einkaufspreis im Zeitpunkt des 
Eigenverbrauchs. Bezieht der Anlagenbetrei-
ber von einem Energieunternehmen zusätzli-
chen Strom, ist dieser Strompreis als fiktiver 
Einkaufspreis für die unentgeltliche Wertab-
gabe anzusetzen. Ein ggf. zu zahlender Grund-
preis ist im Rahmen des fiktiven Einkaufsprei-
ses zu berücksichtigen. Die Umsatzsteuer ge-
hört nicht zur Bemessungsgrundlage, maßge-
bend ist der Nettopreis. 
 
1.4.7 Vorsteuerabzug 

 
Die Vorschriften über den Vorsteuerabzug 
finden nur Anwendung, wenn der Anlagen-

betreiber zur Regelbesteuerung optiert hat. 
Voraussetzung für den Vorsteuerabzug ist, 
dass die Leistung für das Unternehmen des 
Anlagenbetreibers erbracht wird. Die Photo-
voltaikanlage wird von demjenigen betrieben, 
der den Strom entgeltlich liefert und damit 
Vertragspartner mit dem Netzbetreiber oder 
einem Dritten ist. Um den Vorsteuerabzug 
geltend machen zu können, muss der Anlagen-
betreiber als Stromlieferant auch der Käufer 
der Photovoltaikanlage sein und über eine 
ordnungsgemäße Rechnung verfügen. Insbe-
sondere Ehegatten müssen auf eine klare und 
eindeutige Vereinbarung achten, um hier keine 
Nachteile zu erleiden. Ein Vorsteuerabzug aus 
den Anschaffungskosten der Photovoltaikanla-
ge ist allerdings nur möglich, wenn der Null-
steuersatz nicht zur Anwendung kommt. 
 

Auch aus den laufenden Kosten ist ein Vor-
steuerabzug möglich, sofern die Umsatzsteuer 
in den Rechnungen gesondert ausgewiesen 
wurde und die Rechnungen ordnungsgemäß 
sind. Unter bestimmten Voraussetzungen ist 
auch ein anteiliger Vorsteuerabzug aus den 
Gebäudekosten des Gebäudes, an bzw. auf 
welchem eine Photovoltaikanlage installiert 
ist, möglich, da das Betreiben einer Photovol-
taikanlage zu einer unternehmerischen Mitbe-
nutzung des Gebäudes führt. Der Vorsteuerab-
zug ist anhand der Verwendung des gesamten 
Gebäudes nach dem Verhältnis der (fiktiven) 
Mieteinnahmen zu ermitteln. Hierbei muss 
allerdings in den Fällen der Werklieferung 
eine unternehmerische Mindestnutzung des 
Gebäudes von 10 % vorliegen; diese dürfte 
häufig nicht erfüllt sein. 
 
1.5 Grunderwerbsteuer 
 
Der Grunderwerbsteuer unterliegen Rechts-
vorgänge, welche sich auf ein inländisches 
Grundstück beziehen. Darunter sind Grundstü-
cke im Sinne des bürgerlichen Rechts zu ver-
stehen. Nicht zu einem Grundstück gehören 
allerdings Betriebsvorrichtungen. 
 
Beim Kauf bzw. Verkauf eines Gebäudes mit 
Photovoltaikanlage unterliegt der auf die An-
lage entfallende Kaufpreis daher grundsätzlich 
nicht der Grunderwerbsteuer, da es sich in 
aller Regel bei der Photovoltaikanlage um eine 
Betriebsvorrichtung handelt. Dies gilt lediglich 
für die seltenen Ausnahmefälle nicht, in denen 
die Anlage ausschließlich der Energieversor-
gung des betroffenen Grundstücks (Eigenbe-
darf) dient, der Strom also nicht entgeltlich ins 
öffentliche Netz eingespeist oder an einen 
Dritten veräußert wird. 
 
Dachintergrierte Photovoltaikanlagen sind aus 
Sicht der Finanzverwaltung als Gebäudebe-
standteil anzusehen. Daher unterliegt der auf 
die dachintegrierte Photovoltaikanlagen entfal-
lende Kaufpreisanteil der Grunderwerbsteuer. 
 
1.6 Erbschaft- und Schenkungsteuer 
 
Photovoltaikanlagen sind grundsätzlich Be-
triebsvermögen im Sinne der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer. Dies gilt auch nach Einfüh-
rung der Steuerbefreiung für Zwecke der Ein-
kommensteuer bzw. der Gewerbesteuer. Damit 
stehen dem Erben bzw. Beschenkten auch die 
besonderen steuerlichen Vergünstigun-
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gen/Freistellungen für Betriebsvermögen zu. 
Insoweit lassen sich Vermögensübertragungen 
zu Lebzeiten grundsätzlich steuergünstig voll-
ziehen, da weder Verwaltungsvermögensgren-
zen noch die Verletzung der Lohnsummenre-
gelung noch ein Verstoß gegen die Behaltens-
fristen drohen. Die steuerliche Privilegierung 
scheidet lediglich dann aus, wenn es sich bei 
dem Betrieb der Photovoltaikanlage um Lieb-
haberei handelt. 
 

Hinweis: Zwar sind dachintegrierte Photovol-
taikanlagen (z. B. Solarziegel) nach Ansicht 
der Finanzverwaltung für Zwecke der Bewer-
tung nicht als Betriebsvorrichtungen, sondern 
als wesentliche Gebäudebestandteile einzustu-
fen. Dennoch rechnen sie für Zwecke der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer zum (ggf. be-
günstigten) Betriebsvermögen und sind geson-
dert zu erfassen. 
 
1.7 Bauabzugsteuer 
 
Unternehmerisch tätige Empfänger von Bau-
leistungen müssen grundsätzlich einen Steuer-
abzug vornehmen. Hierzu gehören auch Klein-
unternehmer im Sinne des Umsatzsteuergeset-
zes. Erbringt jemand Bauleistungen an einen 
Unternehmer, sind die Auftraggeber grund-
sätzlich verpflichtet, von dem Entgelt für die 
Bauleistung (= Entgelt zzgl. Umsatzsteuer, 
Bruttobetrag) einen Steuerabzug in Höhe von 
15 % vorzunehmen. Von der Bauabzugsteuer 
werden alle Leistungen erfasst, die der Her-
stellung, Instandsetzung, Änderung oder Be-
seitigung von Bauwerken dienen. Nach Auf-
fassung der Finanzverwaltung ist der Begriff 
des Bauwerks weit auszulegen. Daher umfasst 
der Begriff der Bauleistung auch die Installati-
on einer Photovoltaikanlage, unabhängig da-
von, ob die Anlage als Gebäudebestandteil 
oder als Betriebsvorrichtung anzusehen ist. 
Folglich müsste der Anlagenbetreiber als Leis-
tungsempfänger bei der Errichtung der Photo-
voltaikanlage Bauabzugsteuer einbehalten und 
an das Finanzamt abführen. Die Verpflichtung 
zum Steuerabzug entsteht grundsätzlich im 
Zeitpunkt der Zahlung. 
 

Beispiel 3: A lässt auf dem Dach seines priva-
ten Einfamilienhauses eine Photovoltaikanlage 
installieren. Die Anlage kostet inklusive Instal-
lation 15.000 €. Umsatzsteuer muss A auf-
grund des Nullsteuersatzes nicht bezahlen. Der 
Strom wird in vollem Umfang in das öffentli-

che Stromnetz eingespeist. Der leistende Un-
ternehmer legt trotz der wiederholten Auffor-
derung keine Freistellungsbescheinigung für 
Bauleistungen vor. 
 
Lösung: Die Errichtung der Photovoltaikanla-
ge stellt eine Bauleistung dar. A wird durch 
die nachhaltige Erzielung von Einnahmen 
durch die Stromerzeugung Unternehmer. 
Mangels Vorlage einer gültigen Freistellungs-
bescheinigung ist A verpflichtet, von der Ge-
genleistung einen Steuerabzug in Höhe von 
15 % vorzunehmen. Der Steuerabzug beträgt 
2.250 € (= 15 % von 15.000 €). A überweist 
dem leistenden Unternehmer nur 12.750 € 
(= 15.000 € abzgl. 2.250 €) und führt die Bau-
abzugsteuer in Höhe von 2.250 € an das Fi-
nanzamt ab. 
 
Der Steuerabzug muss allerdings nicht vorge-
nommen werden, wenn der leistende Unter-
nehmer eine im Zeitpunkt der Gegenleistung 
gültige Freistellungsbescheinigung vorlegt 
oder die Gegenleistung im laufenden Kalen-
derjahr einen Betrag von 5.000 € nicht über-
steigt. 
 

Hinweis: Grundsätzlich verfügen die leisten-
den Unternehmer über eine gültige Freistel-
lungsbescheinigung. Es ist unbedingt darauf zu 
achten, dass der leistende Unternehmer diese 
dem Anlagenbetreiber vorlegt und der An-
lagenbetreiber eine Kopie dieser Bescheini-
gung zu seinen Unterlagen nimmt. Andernfalls 
haftet der Anlagenbetreiber für einen nicht 
oder zu niedrig abgeführten Abzugsbetrag 
 
 
2. Wichtige Internetadressen 
 
Rechtliches 
 
www.clearingstelle-eeg.de 
www.energieverbraucher.de  
 
Förderungen 
 
www.kfw.de 
www.solarwirtschaft.de/fuer-verbraucher/ 
www.energiefoerderung.info  
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Behörden und Verbände 
 
Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie: www.bmwi.de und www.erneuerbare-
energien.de 
 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrol-
le (BAFA): www.bafa.de 
 
Bundesnetzagentur: 
www.bundesnetzagentur.de 
 
Bundesverband Solarwirtschaft: 
www.solarwirtschaft.de 

 
Bundesverband Erneuerbare Energie:  
www.bee-ev.de 
 
Deutsche Gesellschaft für Sonnenenergie: 
www.dgs.de 
 
Bund der Energieverbraucher: 
www.energieverbraucher.de 
 
Bundesverband Kraft-Wärme-Kopplung e.V.: 
www.bkwk.de 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Disclaimer 

 

Die vorliegende Publikation dient der Information unserer Mandanten/Kunden sowie der interessierten Öffentlichkeit. Alle Angaben wurden sorgfältig 
recherchiert und zusammengestellt. Wir übernehmen dennoch keine Gewähr und keine Haftung für die Vollständigkeit und Richtigkeit der Hinwei-
se. Alle Angaben beziehen sich auf den Stand zum Zeitpunkt der Manuskript- bzw. Präsentationsfertigstellung. Aufgrund künftiger Entwicklungen 
können Änderungen eintreten. Wir übernehmen keine Verpflichtung, hierüber zu informieren. Die in diesem Dokument gegebenen Informationen 
beruhen auf Quellen, die wir für zuverlässig halten, jedoch nicht einer neutralen Prüfung unterzogen haben. Die Herausgeber/Autoren übernehmen 
keine Gewähr und keine Haftung für die Vollständigkeit und Richtigkeit der hierin enthaltenen Informationen. Die in dieser Darstellung vertretenen 
Meinungen stellen ausschließlich die Auffassung der Herausgeber/Autoren dar und können sich jederzeit ändern; solche Meinungsänderungen 
müssen nicht publiziert werden. 
 
Copyright Hinweis 

 

© 03/2023. Herausgeber dieses Werks ist die Partnerschaftsgesellschaft Feuerer & Partner – Steuerberater Rechtsanwalt mit Sitz in Burglengen-
feld. Wir weisen darauf hin, dass das Urheberrecht sämtlicher Texte und Grafiken in diesem Werk bei uns als Herausgeber und gegebenenfalls bei 
den einzelnen Autoren liegt. Begründete Urheberrechte bleiben ausdrücklich vollumfassend vorbehalten. Jede Form der Vervielfältigung z. B. auf 
drucktechnischem, elektronischem, optischen, foto-mechanischem, digitalen oder ähnlichem Wege – auch auszugsweise – bedarf der ausdrückli-
chen schriftlichen Einwilligung des Herausgebers bzw. Autors. Es ist Dritten nicht gestattet, das Werk – auch auszugsweise – zu vervielfältigen. 
 
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen 
stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 
 
 
 

Feuerer & Partner 
Steuerberater Rechtsanwalt 
 
Kallmünzer Straße 5                      Hier finden Sie unsere Rundschreiben und Themeninfos: 
93133 Burglengenfeld 
Telefon: 09471-60 255 0 
Telefax: 09471-60 255 25 
 
www.feuerer-partner.de 

 
 
 
 
 
 
 


